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Geschäftsnummer:
5 c 36s/08

Verkündet
am 18.11.2008

Hauth/Prestel
als Urkundsbeamtin
der Geschäftsstelle

In Sachen

Amtsgeric[t Karlsruhe

Abteilung A 5

lm Namen des Volkes

Urteil

- Klägerin -

Prozessb evol I m ächtigte : Rechtsa nwälte H e izman n & Bö | tinger,
Jahnstr. 7, 76133 lGrlsruhe .
Gz.: OS4B t\7l07/Hs/Menrnei/E Ehrhatrl/Gothaer

g e g e n

GgqgqAllgemein_e Vcrsicherung AG, GothaerAilee 1, ä0969 Kötn, Gz.: KHS11'o7'0246191-43216-, vertr. durch cl. Vorstandsvorsttzenden Thornas Leicht.

- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Bach, Langheid u.a.,
Beethovenstraße S-10, 30674 Köln ,
Gz.:46919/08

w e g e n

E i n g e g a n s # r i

? 0. No\l ,roub

Urteil

Forderung
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hat das AmtsEericht A S Karlsruhe
durch Richterin am Amtsgericht Bnacher
auf di6 mündliche Verhandlung vom 07.10-Zo0g
$owie auf den bis 07.11.200e nachgereichten
klägerischen Schriftsatz
für  Recht  erkannt ;

Die tseklagte wird verurteilt, an die Klägerin 1.g29,62€ nebst Zinsen in Höhe vons Rrozentpunken 
{o:tg"lleweiligen Basiszins aus 1 .174,32€ seit 06.05.20a7,aus 759,22 € vorn 02.09.2008 bis 03.0g.2009, aus 15s,g0 € seit zi.og.ioa8 so_wie 66,05 € außergerichttiche Rechtsanwaltsgebühren in Hühe vun s prozent-

punkten über dem jeweiligen BasiszinssaE seit 06.0s.2002 zu bezahlen.

lm übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Ktägerin trägt 16 Vö, die Beklagte 84 To der Kosten des Rechtsstreits,

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Für die Klägerln ist das Urteil gegcn Sicherheitsleistung tn Höhe von 110 Zo deszu vollstreckenden Betrages uoilarng voflstreckbar- 
v

TatbestanslJ

Die Klägerin trtqeftt gegen dle Beklagte restliche Ansprtrche aus elnem verKehrsunfall
geltend.

Die Klägerin rst Eigentirmerrn des pkw's der Marke punto 1,2 sx, amiliches Kennzei_
chen il-l' Die Beklagte ist Haftpflichtversicherer des Fahrzeuges mlt dern amt-
lichen KennzeichentFE). Am 27.08 .2oOT missachtete die Versicherungsnehmerin
der Beklagten an der Kreuz.tng südtangente, KeßlerstnafSe die für sie Roflicht zeigende
Ampel und koltidierte mit dem bei Grtinlicht einfahrönden Fahrzeug der Klägerin

Die Klägerin hat fur die Dauer der Begutachtung urid Reparatur ihres Fahzeuges bei
der Firma - vom 27-03.2007 bis 2o.04-2007 ein Fahr-s11g der Gruppe
2 angemietet, Die Mietwagenkosten wurden ihr mit Datum vom 23.04.20a/ mit 2.233,g5
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€ in Rechnung gestellt- Hierauf hat die Beklagte 620,00 € und sodann 130,00 € bezahlt.
weitere Zahlungen hat sie äbgelehnt.

Die Klägerin beanspruchte von der Beklagrten die Zahlung Außergerichttich angefallener
Rechtsanwaltsgebühren aus dem bereits regulierten wert von 7.050,37 € mit einer Ge-
bühr von 1,7, Auslagen- und Mehnrr,ertstcucr, soffrit insgesamt gSZ,2B e..

Nach Klageerhebung hat die Beklagte aus dern regulierten wert von T.aEo,37 € eine 1,5
Gebühr plus Pauschale plus Mehrwertsteuer sowie Zinsen ab o6.os.z00Z anr
01.09.2008 mit 841,65 € an die Kläger bezahlt, woraufhin die parteien insoweit den
Rechtsstreit übereinstimmend in der Hauptsache für erledigt erklärt haben.

Daneben beansprucht die Klägerin die Kosten fi.rr die Einholung einer Deckungszusage
bei ihrer Rechtsschutzversicherung im einer 1,5 Gebühr aus einem Wert von Anwatts-
gebühren und Gerichtskosten von 124ts,58 € Pauschale unct Mehrwertsteuer von ?11,g3
€' \A/egen der Berechnung im Einzelnen wird auf die Klageschriftvom 1g,0g.200g, seite
4 und 5 Bezug genornrnen,

Darliber hinaus beansprucht die Klägerin außergerichtfiche Rechtsanwaltsgeouhren aus
dem Streitwert von 2.486,00 € mit einer 1,3 Gebtthr, pauschale und Mehfwertsteuer,
somit 272,87 €,-

Die Klägerin trägt vor, dass das Beslreiten der ReChnung unsubstantiiert sei. Entweder,
tlie Beklagte brlnge dle eigene diesbezüglich Kenntnis zu papier, oder unterlasse derar-
tige VermutUhgen, die in def Sache überhaupt keinen Sinn machen,

tm Ünrigen seider in Rechnung gestellte Tarif erforderlich gewesen. Zur schälzung
könne die Schwacke-Liste 2OOT herängezogen wenJen Die von der Bekfagten herange_
zogenen Mietwagenlisten seien nieht geeignet.

Zudem sei ein Zuschlaq von 20 E/o Yoz:utllhrnen für unfalfbedingte Mehrleistung€n. Die
Klägerin habe nicht in vorlage treten können. Der Zuschlag sei auch für die Stundung
des Tarifs und die Überlassung des Fahrzeuges ohne Karrtion gerechtgertigt.
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Die Kosten für die Deckungszusage seien ebenfalls erstattungsfähig. Sie seien der Hö-
he auch nicht unbillig, da die Grenze von 20 % nicht überschritteir werde, 1,5 Gebühren
seien aueh dos weiteren deshalb gorechtfertigt gewesen, weil sich der klägerische pro-

zessbevollrnächtigte emeut habe einarbeiten müssen.

Dic Klägcrin hat die Klage in Höhe eines Betrages von 50,G3 € zurückgenommen. Sie
beantragte nunmehr:

Die Beklagte wird verufteilt, an die Krägerin z.4ze,gr € nebst Zinsen
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszins seit
06.05-2007 aus 2.274,77 € und aus weiteren211,23 € seit Rechis-
hä ng igkeit sowi e 27 2,87 € vorgericlr l.l iche Rech tsanwa ltsgeb iI hre n
einsohließlich Auslagen und Mehnrvertsteqer nebst Zinsen in Höhe von
5 Prozentpunkten Über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 06.05.2007
abzüglich arn 03.O9.2008 br*zahlter g4.l,65 € zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt:

Die Klage wird abgewiesen-

Dle Beklagte bestreitet die betrieoswil'tschaftliche Rechfferrigung ctes geltend gemäch-
ten Tarifs. Es werde begtritten, dass kein günstigerer Tarif zugänglich gewesen sei und
dass die Klägerin die Rechnung bezahlt habe.

Die Schacke-Liste 2007 seials SchäEungsgrundlage nicht geeignet. da die Angaben
der Vermieter nicht rJberprüft worden seien. Nach der vorn Fraunhofer Institut erstellten
lntemelerhebung ergebe sich bereits ein günstigerer Tarif. Eine telefonische Anfrage bei
der Firma Avis habe für den 09.09.2008 ein Angebot fiir die Gruppe 4für 2s Tage von
687,52 € bis 858,73 € ergeben. Nach dem Marktpreisspiegel Mietwagen, der auf einer
Intemeterhebung basiere, ergebe sich für ein Fahrzeug der Gruppe 2 ein Wochenpreis
von 220.03€, ein Dreitagespreis von 159,01 € und ein TagesprEis von 63,97 €.

Ein pauschaler Aufschlag sei irn übrigen nicht gerechtfertigt.
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Eine 1,5 Gebührfilf die äußergerichtlichen RechtSanWaltsgebühren seiausreichend, lm
Üorigen selen die hier geltend gemachten weiteren außergerichtfiehen Rechtsanwalts-
gebi'ihren keine arueite $€bührenrechtliche AnEelegenheit und auf die außergerichtlichen
Rechtsanwaltsgebühren anzurechnen.

Die Kosten für die Deckungszusage seien nicht erstattungsfähig. Der sohaden liege
nicht im Schutzbereich der Haftungsnorm. Die Klägeria hätte dle Anfrage sefbst durch_
führen mrjssen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Parteivorbringens wird auf die gewechselten
Schriftsätze selbst aller Anlagen Bezug genommen-

Die Klage ist zulässig und, Boweit sie nicht übereinstimmend für erledigt erklärt wurde,
auch noch überwiegend begrundet.

Die Klägerin hat gegen die Bel<ragte gemäß ss 7, 12, 1g stvG, 11g \ /G, 24g BGB
noch einen Anspruch auf Zahlung restlioher Mietuagenkosten in Höhe von 1 .174,92€.
aus dem Verkehrsunfallvorn 27.03.2007, den die Versicherungsnehmerin der Beklagten
unstreitig allein verschuldet hat.

Die Erforderlichkeit derAnmietungsdauer von 25 Tagen hat die Beklagrte nicht bestritten,
so dass sie der Abrechnung zugrurrde zu legen waren.

Die von der Beklagten zu erstattenden Mietwagenkosten fürdie Anmietung eines Er-
satzfahrzeuges bemlsst das Gerlcht gemäß s 287 zPo nach dem Normaltarif der
Schwacke.Liste 2007.

Gernäß S 249 BGB kann der Geschädigte vom schädiger und dessen Haftpflichtversi-
cherer als erforderlichen Herstellungsaufwand flur den ErsaE derjenigen Mietwagenk.s-
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ten verlangen, die ein verständiger, wirtschaftliche denkender Mensch in der Lage des

Geschädigten für Ä/veckmäßig und notwendig halten darf. Der Geschädigte ist hierbei

aus dern Grundsetz der Erfordorlicht<oit hergeleiteten Wirtschaftlichkoitsgebot gehalten

irn Rahmer't des ihm Zumutbaren von rnehreren möglichen den wirtschaftlicheren Weg

der Schadensbehebung zu wählen. Das bedeuiet, dass er \ron mehreren auf dem örtlich

relevanlerr Markt - nlcht nur f[ir Unfallgeschädigte - erhälltlichen Tarifen für die Anmie-

tung eines vergleichbaren Ersalzfahaeuges grundsätzlioh nur den günstigeren Mietpreis

als zur Herstellung objektiv erforderlich eelbst verlangen kann. Der Geschädigte verstößt

alleln noch nicht deshaltr gegeo sei Fflicltt zur Schadensgeringhaltung, weil er ein Kmft-

fahrzeug zu einem Unfallersaffiarif anmietet, der gagsnüber dem Normaltarif teurer ist,

soweit Besonderheiten dieses Tartfs mit Rücksicht auf die Unfallsituation einen gegen-

über dem Normaltarif hühererr Preis recfrtfertige, weil Sie auf Leistungen des Vermieters

beruhen, die durch die besondere Unfallsituätion veranlasst und infolge dessen zur

Schadensbehebung näch S 249 BGB erforderlich sind (BGH NJW 2008, Seite 1370 ff.)"

Die Klägerin hat kelneflei Umstände vorgetragen, die einen Zuschlag auf derr Normalta.

rif rechtfertigen würden. Insbesondere ergibt sich diese Rechtfedigung nicht au$ dern
Vortrag der Klägerin, dass die Klägerin nicht frabe in Vorlage treten können und der Tarif

gestundet worden sei. lhr ssi auoh der Pkw ohne Kaution überlassen worden.

Die Klägerln hat hier nicht die Erforderlichkeit einer Kreditierung hinreichend dargetan.

Insbesondere lst niÖht ersichtlich, dass sle nlcht tlber eine Kredltl€rte verfugft. Dles hat

sie niclrt behauptet. Ein pauschalerZuschlag von 20 % würde sich auch deshalb auf

den gesamten Betrag der Mietwagenkosten nicht rechtfertigen lassen, weif die Beklagte

einen Teil der efforderlichen Mietwagenkosten mit 750,00 € bereits bezahlt hät, $o dass

es insoweit an einer Kreditierung fehten würde. Die Klägerin hat auch nicht dargelegt,

dass sie in einer Notsituation wär. Allein die Tatsache, dass sie das Fahzeug am glei.

chen Tag angemietet hat, belegt nicht avingender Weise das Vorliegen einer Notsituati-

on, cla eine telefonische Erkundigung ohne weiteres möglich gewesen wäre,

Das Gericht geht nach dem Vortrag der Klägerin irn SchriftsaE vom O7.1 1.2Q98, Seite
15 auch davon aus, dass dieser Vortrag dahingehend zu verstehen ist, wonach die KIä-

gerin die noch ausstehenden Mietwagenkosten selbst bezahlt hat, so dass eine Krediti+-

rung nieht erfolgt ist.

Weitere konkrete unfallbedingte Mehrleistungen sind vorliegend nicht ersichtlich.
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Entgegen der Anslcht der Beklagten ist auch vorliegend die schwacke.Liste 2007 als
Schätzungsorundlage im Rahmen des S 287 ZPo geeignet. Die Beklagte hat hicr todig-
lich Einwendungen allgemeinerArt und nicht auf den konkreten Falf bezogen vorgetra-
gen' Allein der Einwand, der Fraunhoier Mietwagenspiegel sei deshalb geeignet, den
realen Normaltarif des Marktes wieder zu geben, da die Erhebung auf anonyrnisierten
Anfragen beruhe, vermag die ungeeignetheit des schwacke-Mietpreisspiegels 2a07
nicht zu begründen. Dies unterstellt von vornherein, dass die dem Schwacke-
Mietpreisspiegel 20a7 zugrunde liogenden Anfragen auf unrichtigen Antworten der je-
weiligen vermietungslirmen beruhen. lm Übrigen führt auch die dem Fraunhofer Miet-
wagenspiegels zugrunde liegende Intemeterhebung zu einerAnderung der Mietpreise,
vermutlich eher zu einer Reduzierung, die nicht geeignet ist, eine SchäEungsgrundlage
im sinne des $ 287 zPo darstellen zu können. Der Geschädigte ist bei einerAnmietung
nicht verpflichtet, sich nach Internetangeboten zu erkundigen, zumal nicht unterstellt
werden kann, daes jedcr Geschädigte über einen Internetzugang verfrlgt. Da bei lnter*
netangeboten jedoch die erforderliche Beratung wegfällt, hierdurch Erspanrisse der Ver-
mietungsfinnen eintreten, mag dies auch zu einor Reduzierung der Normaltarlfe nach
der Intcmetsuohe führen. Das Gericht i$t daher der Ansicht, ctass die Eirrwendungen der
Beklagten gegen den Schwacke-Mietpreisspiegel ZOOT nicht ausreichend sind.

Die von der Beklagten inr Ütrrigen vorgetragenen anderweitigen Mietwagenangebote
sind nicht entscheidungserheblich, da diese Angebote ersichgich für den Zeitraum sep^
tember 2008, nicht jedoch für den Zeitraum der Reparaturdauer eingeholt wurden.

Urtter Zugrundelegung der Schwacke-Liste 2007 bercchnen sich daher die Mietwaoen-
kosten wie folgt:

3 x Wochenpreis Gruppe 2 Modus 421,s8 €
1 x Dreitagespauschale
1 x Tagespausohale

abzüglich Eigenersparnls 5 %

3 x Wochenpreis Vollkasko 109,00€
3 Tagespauschale Vollkasko

1.264,89 e

212,36 €
78,88 €

1 .556, '13 €

77.81 €

1.478,32€,

394,00 €

54,00 €

03025898999 Fu7/i10
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Tagespauschale Vollkasko
Zustellen und Abholen

abzüglich Zahlung der Beklagten

18,00 €

50.00 €

1.924,32€.

7.gg00s
1.174,32€.

Auf das Bestreiten der Beklagten hinsichtfich der behaupteten Zahlung der Klägerin bei
den Miehnmgenkosten kommt es vorliegend nicht an.

Für den Fallder noch nicht erfolgten Zahlung der nicht erfolgten Mietwagenkosten stand
der KJägerin alrar ein Befreiungsanspruch gemäß $$ Z+s, 2s7 BGB zu. Dieser Befrei-
ungsansPruch ist gemäß S 250 Satz 2 BGB in einen Gelclarrspruch übergegangen.

Darrach hat der Geschädigte die Möglichkeit, zu einem Anspruch auf GetdersaEzu ge-
lattgert, wenn er dem Ersatzpflichtigen erfolglos elne Frlst zur Fferstellung, d.h, zur Haf-
tungsfreistellung mit Ablehnungsandrohung setzt. Dem steht es nach Rechtsprechung
des BGH gleich, wenn der Schuldner die gefordene Herstellung oder überhaupt jeden
Schaderrsersak emsthaft und endgültig verwelgert- Dann wandelt slch der Frelstel-
lungs- in einen Zahlungsanspruch um, wenn der Geschädigte GeldersaE fordert (BGH,
NJW 2004, Seite 1868 tf.). Die Beklagte hat bereits außergerichttich jegtiche Zahlung
auf wettere MletwagenKosten emsthaft und enctgülilg abgetshnlr so dass es einer f-rist
setzung mit Abtehnungsandrohung seitens der Klägerin zur Umwandlung in einen Geld-
anspruch nicht bedurfte. Die Klägerin kann somit unmittetbar Zahlung verlangen,

Dqruber hinaus kann sie von der Beklagten qemäß S 249 BGB die Zahtung weiterer au-
ßergerichtlicher Rechtsqnwaltsgebühren in Höhe von 66,0s € verlangen.

Die Paileien haben nach Klageerhebung unstreitig gestellt. dass insowelt eine Gebühr
von 1,5 angemessen ist. Der Gegenstandswert berechnet sich zunächst auf dem au-
ßergerichtlich regulierten Betrag \on 7,050,37 €, sowie zusätzlich aus den noch zuer-
kannten Mietwagenkoston von 1 .174.32€. Dies ergiht den Gesarntanspruch cler Kläge-
rin von 8,2?4,69 €. Die außergerichttichen Gebühren aus dem Gesarntanspruch der
Klägerin, die eine einheitliche gebührenrechtliche Einheit darstellt, berechnen sich somit
mit einer 1'5 GebÜhr von 673,50 €, einer Pauschale von 20,00 €, sowie Mehn reftst€uer.
mit insgesamt825,27 €.

03025898399 F:E/40ffi
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Die Beklagte hat bereits an die Klägerin nach Rechtshängigkeit insoweit die Gebühren
äus einem Wert von 7.050,37 € mit einor 1,5 Gebühr, Pauschalc und Mehrwertateuer,

somit mit759,22€'bezahlt, so dass die Differenz von 66,05 € der Klägerin noch zuzuer-
kennen wär, Die Zahlung der Beklagten von 841,99 € beinhaltete Zinsen in Höhe von 5
Prozentpunkten Über dern Basiszinssak vom 06,05.2002 bis 01.Og.zOoB. Der Zinsan-
spruch beruht insoweitalf SS 2BO,ZBB BGB.

Des weitcrcn sind nach Ansicht des Gerichts auch die Koslen für die Einholung einer
Deckungszusage bei der Rochtsschutzversicherung ein im Sinne des g 249 BGB erstat-
tungsfähiger Schaden. Es handelte sich insoweit um einen Schaden, der darauf berul-rt,
dess die Bcklagte unberechtigter Weise weitere der Klägerin zustehende Anspruche aus
dern Verkehrsunfall außergerichtlich abgelehnt hat, so dass die Klägerin zurweiteren
zvueckentsprechenden Rechtsverfolgung gehatten war, Deckungsschutz bei ihrer
Rechisschutzversicherurrg einzuholen. Da dle Klägerin berechtigt ist, zur Verfolgung
ihrer Ansprüche aus einem VerKehrsunfall sich der Hilfe eines Rechtsanwalts zu bedie-
nen Hnd diese Kosten lrom Schädiger erstattet verlangen kann, gilt gleiches auch für die
Kosten der Einhulung einer Deckungszusage.

Diese sind der Höhe nach jedoch nicht duroh den GrundsaE der Efforderlichkeit be-
grenzt. Dalrer berrtissl das Gerioht der Höhe nach ctie Gebuhr rnit einer 1,G Gebühr, da
es sich lediglich um einen Unfatl mit streltiget Haftungshöhe. jedoch nicht streitigem Haf-
tungsgrund und somit um eine durchschnittliche Angelegenheit handelte,

Der Gesclräftswert bemisst sich dabei aus den restlichen Mietwagenkosten von
1.174,32 € sowie aus den außergerichtlichen, Streitwert erhöhenden Rechtsanwaltsge-
bÜhren von 759,22 €, somit aus einem Wert von 1.929,54 €. Dabei sind in Ansatz zu
bringen für die Rechtsanwaltsgebühren die 1,8 Gebühr Nr. 3100 WRVG, die 1,2 Ge_
bühr Nr- 3104 WRVG mit 172,90 €, 159,60 € sowie die Pauschale von 20,00 €. Zuzüg-
lich Mehnrvertsteuer ergeben dies Anwaltskosten von 419,48 €, Bei zweiAnwälten ent-
stehen Anwaltskosten in Höhe von 838.96 €, Gerlchtskosten von 22g,00 €, so dass sich
ein wert für die Gebühren von 1.002,96 € ergibt. Hieraus kann die Klägerin eine ,l,o Ge.
buhr, Pauschale und Mehnvertsteuer, somit 1sö,90 € verlangen.
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Der Anspruch auf Vezugszinser söwie Prozesszinsen beruht auf $$ 286,288,291

BGB-

Die Nebenentscheidungen folgen aus SS 92 Abs. 1 ,91 a,709, 7o8 Nr, 11 ,713 ZPO.

Soweit die Parteien übereinstimmend den Rechtsstreit in der Hauptsache filr erledigt

erklärt haberr hinsichtlioh der naoh Rechtshängigkeil erfolgten Zahlung der außerge-

richtlichen Reohtsanwattsgebühren, hat die Beklagte die Kosten des Rechtsstreits zu

tragen.

Bracher

Richterin am Amtsgericht


